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Mitglieder-Info Nr. 19/2015 

Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Rechts der Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus gem. § 63 des Strafgesetzbuches und zur 
Änderung anderer Vorschriften 

hier:  Gesetzentwurf der Bundesregierung, Drs. 539/15 vom 06.11.2015 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung hat den o.g. Gesetzentwurf vorgelegt. Der Entwurf sieht u.a. eine 
Konkretisierung der Anordnungsvoraussetzungen nach § 63 StGB (Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus) i.S. einer stärkeren Fokussierung auf gravieren-
de Fälle vor, eine zeitliche Begrenzung der Unterbringung bei weniger schwerwiegen-
den Gefahren durch eine Konkretisierung der Anforderungen an die Fortdauer der 
Unterbringung über 6 und 10 Jahre hinaus und in der Strafprozessordnung den Aus-
bau der prozessualen Sicherung, um unverhältnismäßig lange Unterbringungen bes-
ser zu vermeiden. 

Der Gesetzentwurf ist als Anlage zur Ihrer Kenntnis beigefügt. 

Die vorgesehenen Änderungen in der §§ 63 ff. StGB könnten sich nach erster Ein-
schätzung der Geschäftsstelle, insbesondere auf die Wohnhilfen in der Eingliede-
rungshilfe auswirken. Innerhalb der BAGüS wurde diese „Schnittstelle“ ausführlich in 
der Sitzung des FA I im April 2013 beraten. Ich darf insoweit auf TOP 9 des Protokolls 
der Sitzung und den dazugehörigen Anlagen verweisen. 
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Ein Ziel des jetzt vorgelegten Gesetzentwurfes ist es, unverhältnismäßig lange Unter-
bringungen zu vermeiden. Damit könnte es vermehrt nach Abschluss oder Ausset-
zung dieser Unterbringungsmaßnahmen zu anderen Betreuungsformen (z.B. des Be-
treuten Wohnens) kommen. Ich verweise hier auf S. 21 des Gesetzentwurfes, dort der 
2. Absatz.  

Sollten Sie aus sozialhilferechtlicher Sicht Hinweise oder Anmerkungen zum Gesetz-
entwurf haben, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie diese der Geschäftsstelle übermit-
teln würden. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


